
Vollständigen und Umfassenden Vorbereitung der 
Hauptverhandlung soll das Gericht — besonders auch 
unter Berücksichtigung der verantwortungsvollen Stel­
lung des Organs der Jugendhilfe Und der Bedeutung 
der von ihm abzugebenden Stellungnahme zur Über­
tragung des Erziehungsrechts — lieber eine kürze Ver­
längerung der Frist zwischen vorbereitender und Haupt* 
Verhandlung hinnehmen, als daß es sich mit einer unter 
Zeitdruck stehenden, unvollständigen Vorbereitung zu­
frieden gibt. Diese Frist wurde deshalb von zwei auf 
drei Wochen verlängert; sie soll jedcfch nach Möglich­
keit nicht voll in Anspruch genommen werden.
Der Entwurf sieht vor, daß das Gericht in ganz be­
grenzten Ausnahmefällen auf die vorbereitende Ver­
handlung verzichten kann. Muß z. B. auf das persön­
liche Erscheinen infolge ernstlicher Krankheit, großen 
Zeitverlustes oder aus ähnlichen Gründen, die nicht 
durch eine Vertagung ausgeräumt werden können, ver­
zichtet werden, wäre es formal, dennoch auf die Durch­
führung der vorbereitenden Verhandlung zu bestehen. 
Einige Bestimmungen sollen lediglich aufgetretene 
Zweifel beseitigen. So ist jetzt klargestellt, daß ver­
bundene Verfahren nicht getrennt werden können. Je­
doch soll der Erlaß einer Teilentscheidung möglich sein, 
wenn die gleichzeitige Entscheidung über die verbun­
denen Ansprüche die Entscheidung in der Ehesache 
verzögern würde. Eine weitere Klarstellung enthält die 
Festlegung, daß das Urteil über die verbundenen An­
sprüche nicht rechtskräftig werden kann, bevor das 
Urteil über die Beendigung der Ehe rechtskräftig ist. 
Das gilt auch für die Entscheidung über den Unterhalt 
eines Kindes, wenn die Entscheidung über das Erzie­
hungsrecht nicht rechtskräftig ist.
Andere Regelungen beziehen sich auf notwendige Er­
gänzungen. So wäre z. B. nicht zu verstehen, wenn bei 
einer Entscheidung über die Beendigung der Ehe auch 
über die Zahlung von Unterhalt für ein Kind durch den 
Ehemann entschieden werden müßte, der Ehemann 
aber die Vaterschaft bereits angefochten hat und des­
halb ernsthafte Zweifel an seiner Vaterschaft bestehen. 
In solchen Fällen soll eine Aussetzung des Verfahrens 
möglich sein.

Verfahren zur Feststellung der Vaterschaft 
und Unterhaltsklage
Der Entwurf sieht davon ab, die prozessualen Einzel­
heiten für die Feststellung der Vaterschaft schon jetzt 
ausführlich zu regeln. Mit der neuen Regelung macht 
sich die Änderung der Richtlinie Nr. 6 des Obersten 
Gerichts ohnehin erforderlich, die auch in ihrer Neu­
fassung vom 22. Mai 1963 (NJ 1963 S. 345) den neuen 
Bedürfnissen nicht mehr entspricht. Eine neue Richt­
linie des Obersten Gerichts, die unter Beachtung des 
§ 54 FGB-Entwurfs zu schaffen wäre, könnte eine bes­
sere Grundlage für die Tätigkeit des Gerichts legen, als 
dies in der Verfahrensregelung geschehen könnte, zu­
mal eine Festlegung in der Verfahrensordnung die 
Gefahr in sich birgt, die Anwendung der sich rasch 
entwickelnden medizinisch-wissenschaftlichen Erkennt­
nisse zu hemmen. Dieser Erkenntnisse muß sich das 
Gericht aber bedienen, um der Forderung nach um­
fassender Erforschung der objektiven Wahrheit ent­
sprechen zu können.
In die Verfahrensbestimmungen aufzunehmen sind da­
gegen solche Bestimmungen, die einmal darauf hin- 
weisen, daß mit der Vaterschaftsfeststellungsklage die 
Klage auf Unterhaltsleistung für das minderjährige 
Kind verbunden werden s o l l ,  daß aber andererseits 
die Unterhaltsklage eines Kindes gegen einen Verklag­
ten, dessen Vaterschaft erst festgestellt werden muß, 
n u r in Verbindung mit der Klage auf Feststellung der 
Vaterschaft zulässig ist.

Der Entwurf sieht vor, in Verfahren auf Feststellung 
der Vaterschaft dem Gericht die Möglichkeit zu geben, 
zugleich mit der Anordnung über die Beiziehung eines 
erbbiologischen Gutachtens eine einstweilige Anord­
nung über die Leistung von Unterhalt zu erlassen. 
Diese Regelung ergibt sich als Konsequenz aus § 54 
FGB-Entwurf, wonach als Vater festgestellt werden 
kann, wer .mit der Mutter innerhalb der Empfängnis­
zeit geschlechtlich verkehrt hat. Wird im Zusammen­
hang mit den übrigen Feststellungen und Beweisergeb­
nissen mit Hilfe des erbbiologischen Gutachtens der 
Beweis erbracht, daß der Verkehr nicht zur Empfäng­
nis geführt hat und deshalb außer Betracht bleibt, d. h. 
also, - daß der Verklagte nicht der Vater ist, dann hat 
der Verklagte einen Anspruch auf Ersatz der Leistun­
gen gern. § 21 Abs. 2 FGB-Entwurf.
Einer wiederholt erhobenen Forderung entsprechend 
wurde die Bestimmung aufgenommen, daß Personen, 
die sich unberechtigt nicht der zur Feststellung der 
Vaterschaft erforderlichen Untersuchung unterwerfen, 
gerichtlich vorgeführt werden können.

Rechtsmittel im Familienverfahren

Ein völlig neuer Weg ist bei der Ausgestaltung der 
Vorschriften für die Berufung zu beschreiten. Wesent­
lich einfacher als die bisherige Einlegung der Berufung 
bei dem Bezirksgericht ist es, die Berufung bei dem 
Kreisgericht, dessen Urteil angefochten werden soll, 
einzulegen. Das Kreisgericht hat die Akten innerhalb 
von drei Tagen an das Bezirksgericht abzugeben. Damit 
wird das Verfahren nicht nur beschleunigt, sondern 
auch auf vermeidbare Schreibarbeit verzichtet. Die bis­
herige Anfrage nach dem Notfrist-Zeugnis kann weg­
fallen, und das Bezirksgericht kann in der vorgeschrie­
benen Frist von vier Wochen verhandeln.
Eine wesentliche Verzögerung trat bisher dadurch ein, 
daß das Berufungsgericht den Berufungskläger unter 
Fristsetzung zur Zahlung des Vorschusses auffordern 
und die Berufung als unzulässig verwerfen mußte, 
wenn der Vorschuß nicht fristgemäß eingezahlt worden 
war. Einer solchen Fristsetzung bedarf es künftig nicht 
mehr, da zugleich mit der Einlegung der Berufung 
auch der Vorschuß eingezahlt werden soll. Befindet sich 
der Berufungskläger vorübergehend in Zahlungsschwie­
rigkeiten, dann soll er zugleich mit der Berufungsein­
legung einen Antrag auf Zahlungsaufschub stellen kön­
nen, wenn nicht überhaupt die Voraussetzungen für 
eine einstweilige Kostenbefreiung gegeben sind.
Die künftige Berufungsregelung sieht vor, daß das Ver­
fahren unter bestimmten Voraussetzungen an das Ge­
richt erster Instanz zurückverwiesen werden kann. 
Außer in den Verfahren über die Beendigung der Ehe 
und über das elterliche Erziehungsrecht hat eine Zu­
rückverweisung zu erfolgen, wenn eine weitere Sach­
aufklärung erforderlich ist, die nur durch eine umfang­
reiche Beweisaufnahme erreicht werden kann. Für diese 
Regelung war die Forderung maßgebend, den Parteien 
in Ehe- und Erziehungssachen schnell Klarheit über 
den Bestand oder die Beendigung der Ehe bzw. über 
die Entscheidung über das Erziehungsrecht zu verschaf­
fen und sie nicht durch Zurückverweisung noch einmal 
in großem Umfang mit dem Prozeßstoff zu konfron­
tieren oder sogar mehrfache Verhandlungen vor dem 
Bezirks- und Kreisgericht durchzuführen. Andererseits 
erfordern die Prinzipien der Erforschung der objektiven 
Wahrheit unter der Mitwirkung der Schöffen und der 
anderen gesellschaftlichen Kräfte die Zurückverweisung 
an die erste Instanz. Auch die Anleitungsfunktion des 
Bezirksgerichts kann besser erfüllt werden, wenn es 
dem Kreisgericht die notwendigen Hinweise geben 
kann. Diese Prinzipien werden nicht dadurch verletzt,
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